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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

 

Dr. Georg LIENBACHER, 

 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

 

Dr. Michael RAMI und 

 

Dr. Johannes SCHNIZER 

 

 

als Stimmführer, im Beisein des verfassungsrechtlichen Mitarbeiters 

Dr. Matthias LUKAN 

als Schriftführer, 
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in der Beschwerdesache der ATHEISTISCHEN RELIGIONSGESELLSCHAFT IN ÖSTER-

REICH (ARG), Ottensteinstraße 84, 2344 Maria Enzersdorf, vertreten durch die 

Rechtsanwälte Mag. Georg Bürstmayr und Mag. Ralf Niederhammer, Hahn-

gasse 25/5, 1090 Wien, gegen das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes Wien vom 

1. Juni 2022, Z VGW-101/042/701/2021-2, in seiner heutigen nichtöffentlichen  

Sitzung beschlossen: 

 

Die Behandlung der Beschwerde wird abgelehnt. 

Begründung 

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 

wenn von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht 

zu erwarten ist (Art. 144 Abs. 2 B-VG). Ein solcher Fall liegt vor, wenn zur Beant-

wortung der maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen 

nicht erforderlich sind. 

Die Beschwerde rügt die Verletzung in den verfassungsgesetzlich gewährleisteten 

Rechten auf Religionsfreiheit (Art. 14 StGG, Art. 9 EMRK iVm Art. 14 EMRK) sowie 

auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz (Art. 7 Abs. 1 B-VG). Die gerügten 

Rechtsverletzungen wären im vorliegenden Fall aber nur die Folge einer – allen-

falls grob – unrichtigen Anwendung des einfachen Gesetzes. Spezifisch verfas-

sungsrechtliche Überlegungen sind zur Beantwortung der aufgeworfenen Fragen, 

insbesondere der Frage, ob die Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Wien in 

jeglicher Hinsicht dem Gesetz entspricht, nicht anzustellen. 

Demgemäß wurde beschlossen, von einer Behandlung der Beschwerde abzusehen 

(§ 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 letzter Satz VfGG). 

Wien, am 28. Februar 2023 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführer: 

Dr. LUKAN 
  



 

 

 

 
E 3486/2022-5 
28.02.2023 
 

 

3 von 3 
 
 

 

 

 


	Begründung

		2023-03-16T14:37:00+0100
	Verfassungsgerichtshof Österreich
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




